Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1845 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs- 

Ordnung 

— Drucksache 1281 — 


A. Bericht des Abgeordneten Rösing 


Der Antrag der Fraktion der FDP betr. Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung — Drucksache 1281 — vom 
14. Oktober 1959 wurde in der 89. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages vom 11. November 1959 dem 
Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 
federführend und dem Ausschuß für Kommunalpoli- 
tik und öffentliche Fürsorge mitberatend überwiesen. 

Der federführende Ausschuß hat in seiner 69. Sit- 
zung vom 17. März 1960 den Entwurf abschließend 
behandelt und dabei mit sehr großer Mehrheit eine 
Reihe von Änderungen der Vorlage beschlossen, 
die aus der anliegenden Gegenüberstellung ersicht- 
lich sind. 

Der Ausschuß hat ausdrücklich festgestellt, daß 
die von ihm beschlossenen Abmessungen und Ge- 
wichte für Lastkraftwagen eine internationale Ver- 
einbarung nicht präjudizieren, sondern fördern sol- 
len und daß sich der Ausschuß auch mit anderen 
Abmessungen und Gewichten einverstanden erklä- 
ren werde, sofern eine Vereinbarung darüber nicht 


! nur mit einigen europäischen Staaten, sondern mit 
allen EWG-Ländern getroffen werde. 

Auf eine Sachdebatte konnte verzichtet werden, 
da die Standpunkte der Fraktion bereits anläßlich 
| der Beantwortung der Großen Anfrage der Frak- 
! tion der SPD vom 16. Februar 1960 — Drucksache 
1627 — in der 105. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages vom 9. Mörz 1960 hinreichend geklärt waren. 

Der mitberatende Ausschuß für Kommunalpolitik 
und öffentliche Fürsorge hat mit Schreiben vom 
24. März 1960 mitgeteilt, daß er die Auffassung des 
federführenden Ausschusses teile, empfiehlt aber 
ausdrücklich, die Länge von 16,5 m bei Lastzügen 
bei den europäischen Einigungsverhandlungen als 
Maximalgrenze anzusehen. 

Was die zeitliche Inkraftsetzung der Bestimmun- 
gen über die Mindestmotorleistungen (§ 35 StVZO) 
und die Dauerbremsen (§ 41 Abs. 15 StVZO) und 
über die Begrenzung der Anhängerlast (§ 42 Abs. 3 
i StVZO) angeht, ist der Ausschuß davon ausgegan- 
gen, daß der Bundesminister für Verkehr hierzu im 
Verordnungswege eine angemessene Frist festsetzt. 


Bonn, den 13. Mai 1960 


Rösing 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1281 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen, 

2. den Antrag der Fraktion der FDP betr. Vorlage 
einer Verordnung zur Änderung der Straßenver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung und der Straßenver- 
kehrs-Ordnung (Abmessungen und Gewichte) — 
Drucksache 23 — durch die Beschlußfassung zu 
Nr. 1 für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 17. März 1960 


Der Ausschuß für 

Verkehr, Post- und Fernmelde wesen 


Dr. Bleiß 

Vorsitzender 


Rösing 

Berichterstatter 
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Drucksache 1845 


Zusammenstellung 

des von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 

— Drucksache 1281 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehr, Post- und 

Fernmeldewesen 
(23. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 


Die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 29. März 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 271), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 25. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 777), wird wie folgt geändert: 


1. § 32 Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

,,a) bei Einzelfahrzeugen 

aa) bei Fahrzeugen mit zwei Achsen 

10.00 Meter, 

bb) bei den zur Beförderung von Per- 
sonen bestimmten Fahrzeugen mit 
zwei Achsen 

12.00 Meter, 

cc) bei Fahrzeugen mit drei und mehr 
Achsen 

12.00 Meter," 

b) in Buchstabe b werden die Worte „13,00 Me- 
ter" durch die Worte „15,25 Meter" ersetzt, 

c) in Buchstabe c werden die Worte „15,00 Me- 
ter" durch die Worte „16,50 Meter" ersetzt, 

d) Buchstabe d erhält folgende Fassung: 

,,d) bei Zügen (unter Beachtung der Vor- 
schriften zu Buchstabe a) 

18.00 Meter." 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 

Die Straßenverkehrs -Zulassungs- Ordnung — 
StVZO — in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. März 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 271,510) und der 
Verordnungen vom 16. Oktober 1956 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 814), vom 21. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 35) und vom 25. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 777) wird wie folgt geändert: 

1. § 32 Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

,,a) bei Einzelfahrzeugen — ausge- 
nommen Sattelanhänger — 

1. mit zwei Achsen lim, 

j edoch bei Kraftomnibussen 1 2 m, 

2. mit mehr als zwei Achsen 12 m,". 


b) In Buchstabe b werden die Worte „13,00 Me- 
ter" durch die Worte „15 m" ersetzt. 

c) In Buchstabe c werden die Worte „15,00 Me- 
ter" durch die Worte „16,5 m" ersetzt. 

d) In Buchstabe d werden die Worte „14,00 Me- 
ter" durch die Worte „16,5 m" und die Worte 
„18,00 Meter" durch die Worte „18 m" er- 
setzt. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


2. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Bei Kraftfahrzeugen und Anhängern 
mit Luftreifen oder den in § 36 Abs. 3 für zu- 
lässig erklärten Gummireifen dürfen die zu- 
lässige Achslast und das zulässige Gesamt- 
gewicht folgende Werte nicht übersteigen: 

je Einzelachse 8 Tonnen , 

jedoch bei der Antriebs- 
achse von Kraftfahrzeugen 10 Tonnen, 
je Doppelachse 14,5 Tonnen, 


je Fahrzeug mit zwei Achsen 

16 

Tonnen , 

je Fahrzeug mit drei oder 



mehr Achsen 

24 

Tonnen , 

je Kraftomnibus, der als 



Gelenkfahrzeug ausgebil- 



det ist, 

22,5 

Tonnen, 

je Sattelkraftfahrzeug 

32 

Tonnen, 

je Zug 

32 

Tonnen. 


b) folgender neuer Absatz 4 wird eingefügt: 

„(4) Bei Lastkraftwagen, Sattelkraftfahr- 
zeugen, Zugmaschinen und Omnibussen mit 
einer Achslast 


2. § 34 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 


„Bei Kraftfahrzeugen und Anhängern mit Luft- 
reifen oder den in § 36 für zulässig erklärten 
Gummireifen dürfen die zulässige Achslast und 
das zulässige Gesamtgewicht folgende Werte 
nicht übersteigen: 

1. Achslast der Einzelachse 8 t, 

jedoch der Antriebsachse von 
Kraftfahrzeugen 10t f 

2. Achslast der Doppelachse 16 t, 

3. Zulässiges Gesamtgewicht 


a) 

Einzellahr zeug — ausgenom- 
men Sattelanhänger 



1. Fahrzeug mit zwei Achsen 

2. Fahrzeug mit mehr als zwei 

16 t, 


Achsen 

22 t, 

b) 

Kraftomnibus, der als Gelenk- 



fahrzeug ausgebildet ist, 

22 t, 

c) 

Sattelkraftfahrzeug 

32 t, 

d) 

Zug (unter Beachtung der Vor- 
schriften über die Einzel f ahr- 



zeuge) 

32 t. 


b) entfällt 


von mehr als 8 Tonnen für die Einzel- 
achse und 

von mehr als 12 Tonnen für die Doppel- 
achse, 


bei Anhängern von einer Achslast 

von mehr als 12 Tonnen für die Doppel- 
achse 

darf an diesen Achsen 

a) der Reifenluftdruck nicht mehr als 
5,5 atü, 

b) die Zunahme der Federdurchbie- 
gung je 5 vom Hundert zusätzlicher 
Radlast bei einer Belastung ent- 
sprechend der zulässigen Achslast 

bei Einzelachsen nicht weniger 
als 4,5 Millimeter 

und bei Doppelachsen nicht weni- 
ger als 3,0 Millimeter 

betragen.“ ; 

cj die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden Ab- c) entfällt 
sätze 5 bis 8; 


d) in dem neuen Absatz 8 werden die Worte d) entfällt 
„(Absatz 6)" durch die Worte „(Absatz 1)“ 
ersetzt. 
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Entwurf 
Artikel 2 


Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 13 und 
14 Abs . 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 


Artikel 3 


(1) Dieses Gesetz tritt für Fahrzeuge , die nach 
seiner Verkündung erstmals in den Verkehr kom- 
men , mit dem Tage seiner Verkündung , für alle 
übrigen Fahrzeuge am 1. Juli 1960 in Kraft. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

Artikel 2 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 2a 

Geltung im Saarland 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
zur Vereinheitlichung des Bundesrechts die Vor- 
schriften dieses Gesetzes durch Rechts Verordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates im Saarland einzu- 


führen. Er kann dabei andere als die in Artikel 3 
vorgeschriebenen Stichtage vorsehen und für die 
Übergangszeit folgende Achslasten und Gesamtge- 
wichte zulassen: 

a) Achslast 


1 . 

Einzelachse 

13 t, 

2. 

Doppelachse 

20 t, 

b) Gesamtgewicht 


1 . 

Fahrzeug mit zwei Achsen 

19 t, 

2. 

Fahrzeug mit mehr als zwei 
Achsen 

26 t. 

3. 

Sattelkraftfahrzeug 

35 t, 

4. 

Zug (unter Beachtung der Vor- 
schriften über die Einzelfahr- 
zeuge) 

35 t. 


Artikel 2b 

Ausnahmen 

(1) Für Ausnahmen von den Vorschriften der 
Artikel 1 und 2a gelten die Vorschriften der Stra- 
ßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr kann von 
den Vorschriften dieses Gesetzes durch Rechtsver- 
ordnung allgemeine Ausnahmen zulassen, soweit 
dies zur Vermeidung von Härten oder zur Berück- 
sichtigung öffentlicher Interessen dringend geboten 
ist. Die Rechtsverordnungen bedürfen nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates; vor ihrem Erlaß sind die 
zuständigen obersten Landesbehörden zu hören. 

Artikel 3 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Entwurf 

(2) Bei Sattelkraftfahrzeugen und Zügen, bei 
denen eines der miteinander verbundenen Fahr- 
zeuge vor der Verkündung dieses Gesetzes erst- 
malig in den Verkehr gekommen ist, darf jedoch 
bis zum 30. Juni i960 

1. die Länge des Zuges 

(§ 32 Abs. 1 Nr. 3 Buch- 
stabe d) 20,00 Meter, 

2. das Gesamtgewicht des 

Zuges (§ 34 Abs. 3) 40 Tonnen, 

3. das Gesamtgewicht des 
Sattelkraftfahrzeugs (§ 34 

Abs. 3) 35 Tonnen 

betragen; für diese Fahrzeugzusammenstellung ist 
§ 35 bis zum 1. Juli 1960 nicht anzuwenden. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

(2) Es dürfen betragen: 

a) die Länge über alles bei Zügen, 
bei denen mindestens eines der 
miteinander verbundenen Fahr- 
zeuge vor der Verkündung die- 
ses Gesetzes erstmals in den 
Verkehr gekommen ist, 

bis zum 1. April 1961 20 m 

bis zum 1. April 1963 18 m 

b) das zulässige Gesamtgewicht 

1. bei Fahrzeugen mit mehr als 
zwei Achsen, wenn das 
Fahrzeug vor der Verkün- 
dung dieses Gesetzes erst- 
mals in den Verkehr ge- 
kommen ist, 

bis zum 1. April 1961 24 t, 

2. bei Sattelkraftfahrzeugen, 

bei denen mindestens eines 
der miteinander verbunde- 
nen Fahrzeuge vor der Ver- 
kündung dieses Gesetzes 
erstmals in den Verkehr 
gekommen ist, 

bis zum 1. April 1961 35 t, 

3. bei Zügen, bei denen min- 
destens eines der miteinan- 
der verbundenen Fahrzeuge 
vor der Verkündung dieses 
Gesetzes erstmals in den 
Verkehr gekommen ist, 

bis zum 1. April 1961 40 t. 
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